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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Kleine Anfrage Ni% 273 der Fraktion der SPD 
- Nr. 3446 der Drucksachen - Jugendarbeits- 
scluitzgesetz 


Zu den Fragen 1. warum der Entwurf für ein Jugendarbeitsschutz- 
gesetz von der Bundesregierung noch nicht vorgelegt worden ist 
und 2. wann die Bundesregierung entsprechend der Entschließung 
in der 139. Sitzung des Deutschen Bundestags vom 26. April 1951 
den Entwurf noch vorzulegcn gedenkt, ist folgendes zu bemerken: 

Zu 1, 

Das Bundesministerium für Arbeit ist bereits seit 1950 mit den 
Vorarbeiten für ein Bundesgesetz zum Schutze der arbeitenden 
Jugend befaßt. Das neue Gesetz soll nicht lediglich auf eine Reform 
des geltenden Jugendschutzgesetzes vom 30. April 1938 hinauslaufen 
und nicht lediglich das Gesetz von 1938 von nationalsozialistischen 
Bestandteilen reinigen und es in einigen Punkten verbessern. Ich 
plane vielmehr, mit dem neuen Gesetz die Grundlage für einen 
umfassenden Arbeitsschutz der Jugend zu schaffen und in das Gesetz 
auch Gegenstände einzubeziehen, die bisher entweder überhaupt 
noch nicht oder in anderen Gesetzen geregelt waren. Zugleich soll 
der Entwurf eine Reihe von wünschenswerten Verbesserungen des 
geltenden Jugendarbeitsschutzes bringen, insbesondere durch Erwei- 
terung des Geltungsbereichs. Auch sollen die zahlreichen Möglich- 
keiten, die das geltende Recht für eine Verlängerung der regel- 
mäßigen Arbeitszeit^ von 8 Stunden täglich vorsieht, beschnitten 
werden. Es muß in diesem Zusammenhang darauf hingewiesen 
werden, daß die zahlreichen Klagen aus der Praxis über außer- 
ordentlich lange Arbeitszeiten und damit verbundene Ausnutzung 
der Jugendlichen sich zum größten Teil auf die Fälle beziehen, in 
denen bereits zweifelsfrei gegen das geltende Recht verstoßen worden 
ist. Es wäre eine verdienstvolle Aufgabe aller Kreise, die sich mit 
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der Jugend beschäftigen (Berufsschulen, Jugendverbände usw.), wenn 
sie den Bedingungen, unter denen die ihnen anvertrauten Jugend- 
lichen arbeiten, mehr Aufmerksamkeit schenken und Verstöße, 
die ihnen bekannt werden, dem Gewerbeaufsichtsamt melden würden. 
Das setzt allerdings eine eingehende Kenntnis des geltenden Jugend- 
arbeitsschutzrechts voraus, das durch die zahlreichen Ausnahme- 
möglidikeiten z. Z. recht verwichelt ist. Das kommende Gesetz 
wird sich also auch größere Einfachheit und Übersicht der Rege- 
lungen zum Ziel setzen. Aber auch das neue Gesetz wird den mit 
ihm angestrebten Erfolg nicht haben, wenn es in der Praxis nicht 
besser beaditet wird als das geltende Recht. 

Abgesehen von zahlreichen weiteren Verbesserungen der geltenden 
Bestimmungen ist beabsichtigt, im neuen Gesetz auch die Zulässig- 
keit der Akkordarbeit der Jugendlichen zu regeln. Es wird weiter 
erwogen, eine gesundheitliche Betreuung der Jugendlichen bis zu 
18 Jahren zu organisieren, und zwar sollen sie nicht nur bei der 
erstmaligen Aufnahme einer Arbeit ärztlich untersudit werden, son- 
dern cs werden wahrscheinlich Nachuntersuchungen in regelmäßigen 
Zeitabständen vorgeschrieben werden. Diese Frage bedarf wegen der 
damit verbundenen verwaltungsmäßigen und finanziellen Schwierig- 
keiten besonders eingehender Erörterungen. Darüber hinaus ist 
geplant, aus dem Titel VII der Gewerbeordnung, dem Ausgangs- 
punkt fast aller Arbeitsschutzbestimmungen, einige dort noch ent- 
haltene Vorschriften, die Jugendliche betreffen, hcrauszunehmen und 
in das neue Gesetz einzubauen. Es handelt sich z. B. um Vorschriften 
über die Anforderungen, die an Personen, welche Jugendliche an- 
leiten, gestellt werden. Es wird weiter erwogen, inwieweit bei der 
Aufsicht über die Durchführung des Gesetzes Organisationen oder 
Stellen, die mit den Verhältnissen der arbeitenden Jugend besonders 
vertraut sind, eingeschaltet werden können, vielleicht in Form eines 
beim Gewerbeaufsichtsamt zu bildenden Ausschusses, der das Amt 
in allen Fragen des Jugendarbeitsschutzes zu beraten hätte und 
vorbcstimmten Entscheidungen des Gewerbeaufsichtsamts anzuhören 
wäre. 

Eine solche Umgestaltung des Jugendarbeitsschutzes wirft eine 
beträchtliche Zahl schwieriger Fragen auf, die mein Ministerium nur 
in gemeinsamer Beratung mit zahlreichen Behörden und Organisa- 
tionen lösen kann. Es hat bereits eine Reihe von Besprechungen 
stattgefunden, die jedoch noch fortgesetzt werden müssen. An einem 
Referentenentwurf wird seit langem gearbeitet; dieser hat aber bisher 
aus den erwähnten Gründen ebenfalls noch nicht abgeschlossen 
werden können. 

Zu 2. 

Die Vorarbeiten werden beschleunigt fortgesetzt. Die Bundesregie- 
rung beabsichtigt, den Entwurf eines neuen Jugendarbeitsschutz- 
gesetzes dem Bundestag etwa im Oktober vorzulegen. 


Storch 



